
Standpunkt
GRU N DEI N KOMMEN

Gleiches Geld für alle

HWWI Standpunkt | 23. Februar 2010 | Grundeinkommen

23. Februar 2010 | www.hwwi.org | standpunkt@hwwi.org

FDP-Chef Guido Westerwelle hat eine 

Hartz-IV-Debatte angestoßen, nun disku-

tiert Deutschland über den Sozialstaat im 

Allgemeinen. Dies ist sicher richtig, solange 

man ernsthaft bleibt. Falsch aber ist es, aus 

dem Fehlverhalten einzelner Menschen die 

Politik fürs Ganze abzuleiten. Zweifelsfrei 

gibt es jene, die den Sozialstaat missbrau-

chen. Ebenso ohne Zweifel gibt es aber auch 

Obdachlose, die erfrieren, und Familien, die 

bittere Not leiden. Auch in Deutschland.

Beide Erscheinungen – Missbrauch wie ex-

treme Armut – sind aber nicht charakteris-

tisch für die Gesamtheit der Gesellschaft. 

Fakt ist, dass die meisten Hartz-IV-Emp-

fänger arbeiten würden, wenn sie einen 

Job fänden. Allerdings zeigt eine interna-

tionale Vergleichsstudie der OECD, dass in 

Deutschland die Anreize für Erwerbslose 

gering sind, sich eine Stelle zu suchen. Die 

Differenz zwischen einem Leben auf Kos-

ten des Sozialstaats und einem Einkom-

men durch Arbeit ist ganz offensichtlich 

zu gering. Gerade für wenig qualifizierte 

(Langzeit-) Arbeitslose macht dies den Weg 

in die Erwerbstätigkeit wenig attraktiv. 

Fakt ist aber auch, dass absolute Armut in 

Deutschland kein Massenphänomen ist. 

Im Gegenteil: Deutschland steht im inter-

nationalen Vergleich gut da. Das Armuts-

risiko ist hierzulande geringer als im EU-

Durchschnitt. Es ist fast so niedrig wie in 

den Vorzeigeländern Niederlande, Schwe-

den und Dänemark. An diesem positiven 

empirischen Beleg ändert auch nichts, dass 

die Schere zwischen Arm und Reich ausein-

andergeht. Denn dies hat wenig mit dem 

Sozialstaat zu tun, dafür aber viel mit dem 

Bildungssystem, den Aufstiegsmöglich-

keiten der Erwerbstätigen und der Verein-

barkeit von Familie und Beruf. 

Die Politik muss das Ganze im Auge ha-

ben und nicht den Einzelfall, der womög-

lich als ungerecht empfunden wird. Es ist 

die große Schwäche der deutschen So- 

zialpolitik, gerade im Vergleich zu den USA, 

dass sie zu stark am Einzelfall orientiert 

ist. Auch in den USA werden schreckliche 

Schicksale medial zu Sensationsereignis-

sen aufgebauscht. Daraus werden aber 

keine sozialpolitischen Forderungen abge-

leitet. In Deutschland hingegen dient der 

Einzelfall viel zu oft dazu, konkrete Politik 

zu begründen.

Gute Politik sieht anders aus. Sie muss so 

gestaltet sein, dass schreckliche Einzelfälle 

so unwahrscheinlich werden wie möglich. 

Gleichzeitig sollte die Masse der Menschen 

bessere Chancen erhalten, ihre eigenen Le-

benspläne in Sicherheit und Würde zu ver-

wirklichen. 

Wer die Sozialpolitik in Deutschland deblo-

ckieren will, darf nicht an einzelnen Schrau-

ben eines morschen Sicherungssystems 

drehen. Korrekturen innerhalb des Sys-

tems rufen andernorts neue Probleme her-

vor. So verdrängen öffentlich finanzierte 

Jobs zunehmend reguläre Beschäftigung. 

Hinzu kommt, dass der Sozialstaat an seine 

finanzielle Belastungsgrenze kommt. Viele 

Erwerbstätige, die heute Renten oberhalb 

der Mindestsicherung finanzieren, werden 

später selbst nur noch eine Mindestrente 

erhalten. Generationengerechtigkeit und 

der Grundsatz „Alterslohn für Lebensleis-

tung“ sind so nicht mehr gegeben.
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Nötig ist deshalb eine ganzheitliche Rund-

umerneuerung der sozialen Sicherung. 

Deutschland braucht einen Systemwech-

sel hin zu einer steuerfinanzierten Grund-

sicherung für alle, hin zu einem bedin-

gungslosen Grundeinkommen.

Ein bedingungslos gewährtes Grundein-

kommen erfordert eine grundlegende 

Steuerreform. Es geht darum, die kom-

plexe und wenig effiziente deutsche Um-

verteilungsmaschinerie zu vereinfachen 

und zu verbessern. Das undurchschaubare 

Geflecht von personenbezogenen Steuern, 

Abgaben und Transfers sollte zu einem ein-

zigen universalen Steuer-Transfer-Instru-

ment zusammengezogen werden. 

Die Idee ist folgende: Der Staat gewähr-

leistet allen Bürgern vom Säugling bis zum 

Greis lebenslang ein existenzsicherndes 

monatliches Einkommen. Das Grundein-

kommen wird bedingungslos und damit 

ohne bürokratischen Aufwand ausbezahlt. 

Alle erhalten das Grundeinkommen, unab-

hängig, ob jung oder alt, beschäftigt oder 

arbeitslos, verheiratet oder Single. Das 

Grundeinkommen bleibt steuerfrei. Auf 

der anderen Seite werden alle Einkünfte 

aus Arbeit, Zinsen und Dividenden, Miete 

und Pacht vom ersten bis zum letzten Euro 

an der Quelle erfasst und mit einem ein-

heitlichen und gleich bleibenden Steuer-

satz belastet.

Die meisten der heutigen Sozialtransfers 

könnten durch das Grundeinkommen er-

setzt werden. Statt all der vielen einzelnen 

Sozialleistungen wie Grundrente, Sozial-

hilfe, Arbeitslosengeld II (Hartz IV), Bafög, 

Wohn- und Kindergeld sollte es nur noch 

das Grundeinkommen geben. 

Ein immer wieder erhobener Einwand ge-

gen das Grundeinkommen ist, dass alle ei-

nen Finanztransfer erhalten – auch jene, die 

nicht bedürftig sind. Auf den ersten Blick 

scheint es in der Tat merkwürdig, wenn 

Gutverdiener und Vermögende in den Ge-

nuss staatlicher Unterstützung kommen.

Dieses Argument lässt sich leicht entkräf-

ten. Zwar bekommen auch Reiche das 

Grundeinkommen. Sie „finanzieren“ die-

sen Transfer aber auch – durch die Brut-

tobesteuerung ihrer Einkommen. Netto 

bleiben sie damit Steuerzahler. Anders for-

muliert: Auch mit dem Grundeinkommen 

wird die Masse der Deutschen weiterhin 

Steuern zahlen. Das Grundeinkommen ist 

nichts anderes als ein Steuerfreibetrag 

in Höhe des Existenzminimums – so wie 

er bereits heute in Deutschland allen ge-

währt werden muss. 

Hier liegt auch die Rechtfertigung für die 

Bedingungslosigkeit: Eine aufgeklärte Ge-

sellschaft mit christlichen Werten wird zu 

Recht niemals zulassen, dass Menschen 

ohne Nahrung und Kleider, obdach- und 

würdelos dahinvegetieren. Sie wird in je-

dem Fall einen Absturz ins Bodenlose zu 

verhindern suchen und ein Auffangnetz 

auslegen. Das bedingungslos gewährte 

Grundeinkommen macht hier nur explizit, 

was implizit ohnehin besteht.

Klar ist auch: Der ökonomische Sinn der 

Grundeinkommensidee steht und fällt 

mit der Höhe des Transfers. Wie soll das 

Existenzminimum bemessen sein, das der 

Staat bedingungslos für alle sichert?

Im Endeffekt ist dies eine politische Ent-

scheidung, für die ein äußerst einfacher 

ökonomischer Zusammenhang gilt: Ein 

hohes Grundeinkommen erfordert hohe 

Steuersätze, ein niedriges Grundeinkom-

men ermöglicht niedrige Steuersätze. Ho-

hes Grundeinkommen und hohe Steuer-

sätze verringern den Anreiz zu arbeiten, 

niedriges Grundeinkommen und niedrige 

Steuersätze verstärken den Anreiz zu ar-

beiten. Je höher der Anreiz zu arbeiten ist, 

desto einfacher wird das Grundeinkom-

men zu finanzieren sein. Je geringer die Ar-

beitsanreize sind, desto weniger wird das 

Grundeinkommen finanzierbar sein. 

Natürlich wird ein bedingungsloses Grund-

einkommen nicht aus der Realität ein Para-

dies und aus Egoisten Gutmenschen ma-

chen. Es wird weiterhin Menschen geben, 

die auch dieses System hintergehen, miss-

brauchen und zu ihren eigenen Gunsten 

ausnutzen. Aber darum geht es nicht. Es 

geht nicht darum, wegen ärgerlicher Aus-

nahmen Politik für Einzelfälle zu machen. 

Es geht um die Suche nach einer neuen So-

zialpolitik, die gesamtheitliche Lösungen 

für alle ermöglicht. 

Dieser Beitrag ist am 23. Februar 2010 auf 

Spiegel Online (www.spiegel.de) erschie-

nen.


